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1542/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Dr. Johannes Margreiter,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 22.04.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 22.04.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

Hinweis der ParlDion: Gemäß den legistischen 
Richtlinien (leg. RL) ist im Titel einer Novelle, sofern 
vorhanden, der Kurztitel zu verwenden: daher müsste der 
Titel richtig heißen: 

Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch – 
StGB geändert wird 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 
23. Jänner 1974 über die mit gerichtlicher Strafe 
bedrohten Handlungen (Strafgesetzbuch – 
StGB) geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Auch beim Eingang soll gem. 
den leg. RL der Kurztitel eines Gesetzes verwendet 
werden; daher müsste der Eingang richtig heißen: 

Das Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 148/2020, 
wird wie folgt geändert: 

Das Bundesgesetz vom 23. Jänner 1974 über die mit 
gerichtlicher Strafe bedrohten Handlungen 
(Strafgesetzbuch – StGB), BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 148/2020, 
wird wie folgt geändert: 

 

 1. § 295 lautet neu:  

§ 295. Wer ein Beweismittel, das zur Verwendung 
in einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen 
Verfahren oder in einem Ermittlungsverfahren nach der 
Strafprozessordnung bestimmt ist und über das er nicht 
oder nicht allein verfügen darf, vernichtet, beschädigt 
oder unterdrückt, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, 
zu verhindern, daß das Beweismittel im Verfahren 
gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, 

„Wer ein Beweismittel, das zur Verwendung in 
einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen 
Verfahren, in einem Ermittlungsverfahren nach der 
Strafprozessordnung oder im Verfahren vor einem 
Untersuchungsausschuss des Nationalrates oder einer 
Disziplinarbehörde des Bundes, eines Landes oder einer 
Gemeinde bestimmt ist und über das er nicht oder nicht 
allein verfügen darf, vernichtet, beschädigt oder 
unterdrückt, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, zu 

§ 295. Wer ein Beweismittel, das zur Verwendung 
in einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen 
Verfahren oder, in einem Ermittlungsverfahren nach der 
Strafprozessordnung oder im Verfahren vor einem 
Untersuchungsausschuss des Nationalrates oder einer 
Disziplinarbehörde des Bundes, eines Landes oder 
einer Gemeinde bestimmt ist und über das er nicht oder 
nicht allein verfügen darf, vernichtet, beschädigt oder 
unterdrückt, ist, wenn er mit dem Vorsatz handelt, zu 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 22.04.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 22.04.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
wenn die Tat nicht nach den §§ 229 oder 230 mit Strafe 
bedroht ist. 

 

verhindern, daß das Beweismittel im Verfahren 
gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, 
wenn die Tat nicht nach den §§ 229 oder 230 mit Strafe 
bedroht ist.“ 

verhindern, daß das Beweismittel im Verfahren 
gebraucht werde, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen, 
wenn die Tat nicht nach den §§ 229 oder 230 mit Strafe 
bedroht ist. 

Hinweis der ParlDion: Für ein bestimmtes Datum des 
Inkrafttretens bzw. der Normierung eines bestimmten 
Anwendungsbereiches bedarf es einer konkreten 
Änderung oder Anfügung einer gesetzlichen Regelung. 

2. § 295 in der Fassung dieses Bundesgesetzes tritt mit 
1. Jänner 2022 in Kraft. Er ist auf Verfahren 
anzuwenden, welche nach seinem Inkrafttreten begonnen 
haben. 
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